
Satzung 

§1 Name und Sitz des Vereins, Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen „Hundesportverein Baden-Baden-Steinbach e.V.“ und hat seinen Sitz 
in 76534 Baden-Baden, Schneidmatten 1. 

2. Der Verein ist Mitglied im Südwestdeutschen Hundesportverband swhv e.V. (Sitz in Stuttgart) 
3. Der Verein ist im Vereinsregister der Stadt Baden-Baden eingetragen. 
4. Erfüllungsort und Gerichtsstand sind Baden-Baden. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§2 Vereinszweck und Grundsätze der Tätigkeit 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

2. Zweck des Vereins ist die Förderung des Hundesports, insbesondere einer einheitlichen Ausbildung 
von Hundesportlern und Hunden, ohne Rücksicht auf die Rasse und Abstammung des Hundes. Zu 
diesem Zweck übernimmt der Verein insbesondere folgende Aufgaben: 
a) Haltern von Hunden theoretische und praktische Anleitung bei der artgerechten Aufzucht, 

Erziehung und Ausbildung zu helfen, 
b) durch hundesportliche Arbeit und die damit verbundenen Übungen und Leistungen die 

sportliche Betätigung seiner Mitglieder zu fördern, 
c) Veranstaltungen, die dem Hundesport dienen, durchzuführen. Dazu zählen Turniere, 

Leistungsprüfungen und sonstige Wettkämpfe, 
d) bei Bedarf Durchführung von Ausbildungskursen für Nichtmitglieder und deren Hunde, 
e) alle im Verein ausgeübten Hundesportarten als gleichrangig anzusehen, 
f) Aktivitäten für  Kinder und Jugendliche anzubieten, die sie insbesondere an die hundesportliche 

Arbeit sowie die damit zusammenhängenden sportlichen Grundsätze heranführen, ihnen damit 
eine sinnvolle Gestaltung ihrer Freizeit im Verein zu ermöglichen, und sie zu einem 
verantwortungsbewussten Umgang mit Tieren anzuleiten. 

3. Der Verein unterstützt den deutschen Tierschutz in allen Belangen. 
4. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des 

Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine 
Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck 
des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 

§ 3 Mitgliedschaft 
 
1. Jede natürliche Person, die bereit ist, sich im Sinne des Vereins zu betätigen oder den Verein zu 

fördern, kann ordentliches Mitglied werden. Alle Mitglieder erkennen durch ihren Beitritt die 
Satzung des HSV Baden-Baden-Steinbach e.V. an. 

2. Die Beitrittserklärung von jugendlichen Mitgliedern (14 – 17 Jahre) muss von deren gesetzlichen 
Vertretern unterschrieben sein. Kinder und Jugendliche, die jünger als 14 Jahre sind, können nur 
zusammen mit einem gesetzlichen Vertreter Mitglied im HSV Baden-Baden-Steinbach e.V. werden, 
der zu jeder Zeit auf dem Vereinsgelände die Aufsichtspflicht inne hat. 

3. Neben der ordentlichen Mitgliedschaft besteht die Möglichkeit, die Fördermitgliedschaft zu 
beantragen. Fördermitglieder sind solche Mitglieder, die den Verein unterstützen wollen, jedoch 
selbst den Hundesport nicht ausüben. Sie können an den Versammlungen und Veranstaltungen des 
Vereins teilnehmen, haben jedoch kein Stimmrecht. Juristische Personen, Verbände oder andere 
Körperschaften können dem Verein als Fördermitglied beitreten. Sie werden durch ihre 
gesetzlichen Vertreter oder deren Bevollmächtigte vertreten. 

4. Die Mitgliedschaft ist schriftlich zu beantragen. Gleichzeitig muss damit die Satzung, die im 
Vereinsheim eingesehen werden kann, als verbindlich anerkannt werden. Die Mitgliedschaft 
beginnt nach der Bestätigung durch den Vorstand. 

5. Es besteht keine Aufnahmepflicht seitens des Vereins.  
6. Nach erfolgter Aufnahme behält sich der Verein vor, durch einfachen Beschluss der Vorstandschaft 

dem neuen Mitglied innerhalb von 12 Monaten zu kündigen. 



7. Langjährige Mitglieder und Personen, die sich hervorragend um den Verein oder auf dem Gebiet 
des Hundesports verdient gemacht haben, können vom Vorstand zu Ehrenmitgliedern bzw. 
langjährige Vorsitzende zu Ehrenvorsitzenden ernannt werden. 
 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft endet durch: 
a) freiwilligen Austritt 
b) Ausschluss 
c) Streichung von der Mitgliederliste 
d) Tod 

Zu a) Die freiwillige Austrittserklärung ist bis zum Ende des Geschäftsjahres beim Vorstand                             
schriftlich einzureichen. Verpflichtungen gegenüber dem Verein sind vor dem Austritt zu erfüllen. 

Zu b)  Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden bei: 
i. Verstoß gegen die Satzung oder Haus- und Platzordnung 

ii. Schädigung der Vereinsinteressen 
iii. wiederholten beleidigenden Äußerungen gegenüber der Vereinsführung, anderen 

Mitgliedern oder Lehrgangsteilnehmern 
iv. unsachlicher Kritik an der Tätigkeit von Leistungsrichtern, Veranstaltungsleitern, 

Übungsleitern oder deren Helfer 

Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand mit 2/3  Mehrheit. Gegen den Beschluss kann das 
Mitglied die ordentliche oder außerordentliche Hauptversammlung anrufen. Diese entscheidet 
endgültig mit einfacher Stimmmehrheit. Das Mitglied ist zu der Versammlung einzuladen und 
anzuhören. 
 

Zu c) Die Streichung von der Mitgliederliste erfolgt, wenn den Verpflichtungen gegenüber dem Verein 
nach einmaliger schriftlicher Aufforderung nicht nachgekommen wird. 

 
Zu d) Die Vorlage der Sterbeurkunde ist für die Beendigung der Mitgliedschaft nicht erforderlich. 
 

Das ausgetretene oder ausgeschlossene Mitglied hat keinen Anspruch auf Vermögenswerte des 
Vereins. 

§5 Rechte der Mitglieder 

Alle Mitglieder haben die gleichen Rechte: 

1. ein Anspruch auf das Vereinsvermögen besteht nicht, 
2. das Recht auf Information durch die Vorstandschaft, sowohl direkt, als auch über Vereinsmedien 

(Homepage und Schaukasten) 
3. das Einbringen von Tagesordnungspunkten sowie ein Diskussions- und Stimmrecht in der 

Hauptversammlung, 
4. das pflegliche Benutzen des Vereinseigentums, 
5. das Wahl- und Stimmrecht ab dem 16. Lebensjahr. 

Diese Rechte können jedoch durch andere Regelungen dieser Satzung,  der Geschäfts- und der Haus- und 
Platzordnung eingeschränkt werden. 

 

§ 6 Pflichten der Mitglieder 

Die Mitglieder sind verpflichtet bzw. angehalten:  

1. die Aufgaben des Vereins in jeder Weise zu unterstützen und keine politischen Gegensätze innerhalb 
des Vereines auszuüben, 



2. die Beiträge pünktlich zu bezahlen, 
3. Versammlungen und Sitzungen regelmäßig und pünktlich zu besuchen, 
4. folgendes für den Verein zu leisten: Jeder aktive Hundeführer über 18 Jahre hat im laufenden 

Kalenderjahr eine festgelegte Anzahl von Arbeitsstunden zur Unterstützung des Vereins und der 
Vereinsaktivitäten zu leisten. Aktiv sind alle, die die Platzanlage nutzen oder den Verein nach außen 
vertreten. Bei Nichterfüllung wird eine Kostenpauschale für jede nicht geleistete Arbeitsstunde 
erhoben. Die Anzahl der Arbeitsstunden und die Höhe der Kostenpauschale werden durch die 
Hauptversammlung festgelegt. Jugendliche zwischen 15 und 18 Jahren leisten die gleiche Stundenzahl 
jedoch bei einer um 50 % ermäßigten Kostenpauschale.  

5. Kann durch Schicht- oder Wochenendarbeit nachweislich nicht an den Arbeitsdiensten teilgenommen 
werden, können die zu leistenden Arbeitsstunden in Absprache mit dem 1. Vorsitzenden, auch an 
anderen Tagen erbracht werden. 

6. Mitglieder, die an jeglichen Prüfungen oder Wettkämpfen, in Sparten, in denen der HSV Baden-Baden-
Steinbach e.V. Training anbietet, teilnehmen, sind verpflichtet, für den HSV Baden-Baden-Steinbach e.V. 
zu starten.  

§ 7 Aufnahmegebühr, Jahresbeitrag und Kostenpauschale für Arbeitsstunden 

1. Jedes neu aufgenommene Mitglied bezahlt eine einmalige Aufnahmegebühr. 
2. Der Jahresbeitrag ist für das ganze Jahr bis spätestens 1. April zu entrichten. Für neu aufgenommene 

Mitglieder wird der Jahresbeitrag monatsmäßig berechnet. 
3. Die Kostenpauschale für nicht geleistete Arbeitsstunden ist spätestens zum 1. April des Folgejahres zu 

entrichten, in dem die Arbeitsstunden nicht geleistet wurden. Eine Kündigung befreit nicht von der 
Zahlungspflicht gegenüber dem Verein. 

4. Über die Höhe der Aufnahmegebühr, des Jahresbeitrages, der zu leistenden Arbeitsstunden und der 
Kostenpauschale für nicht geleistete entscheidet die Hauptversammlung. 

5. Die Kostenpauschale darf das Dreifache des Jahresbeitrages eines Einzelmitgliedes nicht übersteigen. 

§ 8 Haftungsbeschränkung 

1. Für Schäden, die einem Mitglied bei der Benutzung von Vereinseinrichtungen oder infolge von 
Handlungen oder Anordnungen der Vereinsorgane (z.B. Vorstand) entstehen, haftet der Verein nur, 
wenn ein Organmitglied oder eine sonstige Person, für die der Verein gesetzlich einzustehen hat, den 
Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat. 

2. Im Falle einer Schädigung gemäß Absatz 1 haftet auch die handelnde oder verantwortliche Person nur 
bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. 

3. Schädigt ein Mitglied den Verein in Ausübung eines Vereinsamtes oder in Ausführung einer Tätigkeit im 
Auftrag des Vereins, so darf der Verein Schadenersatzansprüche gegen das Mitglied nur geltend 
machen, wenn diesem Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit angelastet werden kann. Dies gilt auch für den 
Fall, dass der Verein bei einem Mitglied Regress nimmt, weil der Verein von einem außenstehenden 
Dritten in Anspruch genommen worden ist. 

4. Verlangt ein außenstehender Dritter von einem Mitglied Schadensersatz, so hat das Mitglied einen 
Freistellungsanspruch gegen den Verein, falls es die Schädigung in Ausübung eines Vereinsamtes oder 
in Ausführung einer Tätigkeit im Auftrag des Vereins herbeigeführt und hierbei weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig gehandelt hat. 

5. Die Haftung für leichte Fahrlässigkeit wird ausgeschlossen. 

§ 9 Hausrecht 

1. Der 1. Vorsitzende hat aufgrund seines Hausrechts die Befugnis, Mitglieder oder Gästen die Teilnahme 
an einer Vereinsversammlung oder Veranstaltung zu verbieten, wenn sie 

a) gegen die Satzung und/oder die Platzordnung verstoßen, 
b) dem Ansehen des Vereins schaden, 
c) sich der Friedensstörung, der Beleidigung oder Verdächtigung gegenüber der Vereinsleitung, 

an- oder abwesender Vereinsmitglieder, Lehrgangsteilnehmer, Gästen des Vereins oder 
diskriminierender oder unsachlicher Äußerungen gegenüber Leistungsrichtern, Veran- 
staltungsleitern oder Übungsleitern schuldig machen. 

2. Das Hausrecht kann vom 1. Vorsitzenden auf ein anderes Mitglied der Vorstandschaft teilweise oder 
ganz delegiert werden. 



§ 10 Organe des Vereins 

1. Die Organe des Vereins sind: 
a) Die Hauptversammlung 
b) Der Vorstand 

2. Alle anderen Gremien des Vereins haben beratende Funktionen. 
 

§ 11 Der Vorstand 
 

1. Dem Vorstand obliegt die Geschäftsführung des Vereins sowie die Verwaltung und Verwendung des 
Vereinsvermögens nach wirtschaftlichen Grundsätzen. Er hat darüber hinaus darauf hinzuwirken, dass 
die Aufgaben des Vereins nach § 2 dieser Satzung erfüllt werden. Im Übrigen entscheidet er über alle 
Angelegenheiten, für die nicht die Hauptversammlung oder die Mitgliederversammlung zuständig sind. 
Die Zuteilung von Einzelaufgaben erfolgt durch den ersten Vorsitzenden. 

 
2. Dem Vorstand gehören an:   

 

Der geschäftsführende Vorstand                 Der erweiterte Vorstand 
    
a) Erster Vorsitzender                                 e)  Geschäftsstellenleiter 
b) Zweiter Vorsitzender                              f)  Jugendleiter 
c) Kassierer                                                   g)  Ausbildungsleiter                             
d) Schriftführer                                            h)  mindestens 4, maximal 6 Beisitzer 

  
3. Der Vorstand wird von den Mitgliedern während der Hauptversammlung für die Dauer von 2 Jahren 

gewählt. Eine Wiederwahl ist zulässig. Wählbar ist jedes unbescholtene Mitglied nach Vollendung 
des 18. Lebensjahres. Findet sich aus den Reihen des Vereins kein geeigneter Kandidat für den 1. 
oder 2. Vorsitzenden, ist die Wahl eines Nichtmitgliedes zulässig, wenn dieses  
a) bereit ist, für den 1. oder 2. Vorsitz zu kandidieren, 
b) die Kandidatur von mindestens 10 ordentlichen Mitgliedern unterstützt wird. 

4. Mitglieder, die aus wichtigem Grund am Besuch einer Mitgliederversammlung verhindert sind, sind 
wählbar. Ihre Bereitschaft zur Übernahme einer Funktion muss in schriftlicher Form dem Wahlleiter 
vorliegen. 

5. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während des Geschäftsjahres aus, wird durch den Vorstand 
die Stelle bis zur nächsten Hauptversammlung kommissarisch besetzt. Findet sich keine Vertretung, 
ist bis zur nächsten Hauptversammlung eine Ämterhäufung (max. 2 Ämter/Person), nicht jedoch 
eine Stimmenhäufung, zulässig. 

6. Die Ämter im Vorstand sind Ehrenämter. Eine Erstattung von Auslagen im Zusammenhang mit dem 
Ehrenamt kann vom Vorstand beschlossen werden, ein Anspruch besteht jedoch nicht. 

Der 1.  Vorsitzende vertritt den Verein nach außen hin allein. Er ist verantwortlich für die 
Gesamtorganisation und -leitung des Vereins. Er beruft Sitzungen und Versammlungen ein und setzt 
die Tagesordnung fest. Bei Stimmengleichheit in Vorstandssitzungen ist seine Stimme 
entscheidend.  

Der 2. Vorsitzende vertritt den Verein ebenfalls allein. Im Innenverhältnis soll er jedoch nur tätig 
werden, wenn der erste Vorsitzende verhindert ist. 

Der Kassierer verwaltet das Vereinsvermögen und führt Buch über Einnahmen und Ausgaben. 

Der Schriftführer fertigt von jeder Sitzung und Versammlung ein Protokoll an. Dieses ist von ihm 
und dem ersten Vorsitzenden zu unterschreiben. 

Der Geschäftsstellenleiter ist erste Ansprechperson im Verein und verantwortlich für folgende 
Bereiche: 

 Adresse des Vereins 

 Verwalten der Post 

 Ansprechpartner für externe Organisationen 

 Führen von Mitgliederlisten 



Der Jugendleiter ist zuständig für die Jugendarbeit im Verein. Er organisiert die Aktivitäten der    
Vereinsjugend im Trainingsbetrieb und in der Freizeit.  

Der Ausbildungsleiter koordiniert den Trainingsbetrieb der einzelnen Hundesportbereiche sowie die 
Termine von Prüfungen und Turnieren. Er beruft und leitet die Sitzungen der Übungsleiter. Er schlägt 
dem Vorstand geeignete Personen für das Amt der Übungsleiter und Übungsleiterhelfer vor.  

Die Beisitzer vertreten die Belange der Mitglieder im Vorstand. Ihm können vom Vorstand auch 
Sonderaufgaben im administrativen sowie organisatorischen Bereich übertragen werden. 

7. Nach Ablauf der Wahlperiode bleiben die Vorstandsmitglieder bis zum Zeitpunkt der nächsten 
Hauptversammlung im Amt. 

8. Die vorzeitige Absetzung eines gewählten Vorstandmitgliedes bedarf einer zu diesem Zweck 
einberufenen Hauptversammlung und einer absoluten Mehrheit der gültigen Stimmen. 

9. Über Ausgaben bis 1.000 € kann der 1. Vorsitzende, der 2. Vorsitzende oder der Kassierer ohne 
Rücksprache mit dem Gesamtvorstand alleine entscheiden. Bei Beträgen bis 5.000 € ist eine 
einfache Mehrheit im Gesamtvorstand notwendig, bei Ausgaben über 5.000 € eine 3/4 Mehrheit. 
Immobilien- und Grundstücksgeschäfte bedürfen einer Mehrheit der Hauptversammlung. 

10. Sowohl die Mitglieder des geschäftsführenden, als auch des erweiterten Vorstandes, besitzen das 
gleiche Stimmrecht in den Vorstandsitzungen. 
 

§ 12 Versammlungen 

1. Die Jahreshauptversammlung 
       Die ordentliche Hauptversammlung ist möglichst innerhalb des ersten Quartals eines 

Geschäftsjahres einzuberufen. Die Mitglieder sind unter Bekanntgabe von Tag, Ort, Zeit und 
Tagesordnung in Textform 4 Wochen vorher einzuladen. Die Einladung erfolgt durch eine 
zweimalige Veröffentlichung in der örtlichen Presse. 

2. Die außerordentliche Hauptversammlung 
        Die außerordentliche Hauptversammlung kann jederzeit durch den Vorstand einberufen werden. 

Er ist zur Einberufung verpflichtet, wenn mindestens 25% oder mindestens 50 aller 
stimmberechtigten Mitglieder dies unter Angabe von Gründen schriftlich verlangen. In diesem Fall 
sind alle Mitglieder unter der Bekanntgabe der Tagesordnung mindestens 3 Wochen vorher 
einzuladen. Die Einladung erfolgt ebenfalls durch eine zweimalige Veröffentlichung in der örtlichen 
Presse. 

3. Eine ordentliche oder außerordentliche Hauptversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 
25% der stimmberechtigten Mitglieder oder 35 Mitglieder anwesend sind. Bei Beschlussunfähigkeit 
ist innerhalb von 4 Wochen die Versammlung nochmals mit der gleichen Tagesordnung 
einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesenden beschlussfähig. 

4. Die Mitgliederversammlung 
Mitgliederversammlungen können jederzeit einberufen werden. Sie dienen der Information der 
Mitglieder und haben nicht die Aufgaben und Rechte einer Hauptversammlung. Über die Anträge 
in einer Mitgliederversammlung kann nur abgestimmt werden, solange die Belange der 
Jahreshauptversammlung  nicht berührt werden. Mitgliederversammlungen bedürfen keiner 
festen Tagesordnung. 
 
 

§ 13 Aufgaben der Jahreshauptversammlung 

Eine Jahreshauptversammlung hat folgende Aufgaben: 

1. die Entgegennahme der Berichte des Vorstandes und der Kassenprüfer, 
2. die Erteilung der Entlastung des 1. und 2. Vorsitzenden, des Kassierers und des Schriftführers, 
3. die Wahl des Vorstandes und der Beisitzer, 
4. die Wahl von 2 Kassenprüfern. Die Kassenprüfer haben das Recht, die Vereinskasse und die 

Buchführung jederzeit zu überprüfen. Über diese Tätigkeit haben sie der 
Jahreshauptversammlung Bericht zu erstatten. Sie werden für ein Jahr gewählt und dürfen nicht 
dem Vorstand angehören, 

5. die Beschlussfassung über Satzungsänderungen und anderer vorliegender Anträge, 



6. die Festsetzung der Aufnahmegebühr, des Jahresbeitrages, der zu leistenden Arbeitsstunden und 
der Kostenpauschale für nicht geleistete Stunden, 

7. die Ernennung von Ehrenmitgliedern und Ehrenvorsitzenden auf Antrag des Vorstandes, 
8. die Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins. 

Anträge zur Tagesordnung für eine ordentliche oder außerordentliche Jahreshauptversammlung 
sind spätestens 14 Tage vor der Jahreshauptversammlung schriftlich beim 1. Vorsitzenden 
einzureichen. 
Stimmberechtigt sind Mitglieder ab dem vollendeten 16. Lebensjahr. Jedes Mitglied hat eine 
Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. Die Abstimmungen und die 
Wahlen erfolgen offen, sofern die Versammlung nichts anderes beschließt. Jedes Mitglied ist ab 
dem vollendeten 18. Lebensjahr wählbar. Die Leitung der ordentlichen oder außerordentlichen 
Mitgliederversammlung hat der 1. Vorsitzende. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 
abgelehnt. 

§ 14 Satzungsänderung 

Eine Änderung der Satzung kann nur durch die Jahreshauptversammlung oder durch eine 
außerordentliche Hauptversammlung  erfolgen. Anträge von Mitgliedern, die eine 
Satzungsänderung zum Inhalt haben, sind bis 2 Wochen vor einer Hauptversammlung schriftlich 
beim Vorstand einzureichen. Ein Beschluss der eine Satzungsänderung bewirkt, bedarf einer 
Mehrheit von  ¾   der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 

§ 15 Datenschutz 

Die von den Mitgliedern gespeicherten Daten werden nur für den vereinsinternen Gebrauch 
genutzt. Das beinhaltet auch die Meldungen an den Verband (swhv) oder Kreditinstitute ( Sepa – 
Lastschriftverfahren). Eine Weitergabe an sonstige Dritte erfolgt nicht. 

§ 16 Vereinsauflösung 

Die Auflösung des Vereins erfolgt durch Beschluss einer ordentlichen oder außerordentlichen 
Hauptversammlung. Einer Auflösung müssen ¾ der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 
zustimmen. Die Hauptversammlung ernennt zur Abwicklung der Vereinsauflösung drei 
Liquidatoren. Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an den Deutschen Tierschutzbund, der es ausschließlich und unmittelbar für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

§ 17 Geschäftsordnung 

Der Verein gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung ist nicht Teil der Satzung. In der 
Geschäftsordnung wird die interne Verwaltung des Vereines geregelt. Der Vorstand beschließt die 
Geschäftsordnung oder deren Änderung. Der Inhalt der Geschäftsordnung darf sich nur auf solche 
Bereiche erstrecken, die nicht Teil der Satzung sind und die deren Inhalt nicht widersprechen. Die 
Geschäftsordnung ist für alle Vereinsmitglieder bindend und tritt mit der Bekanntmachung in den 
Vereinsmedien  (Schaukasten, Homepage) in Kraft. 

§ 18 Salvatorische Klausel 

Sollte eine Bestimmung dieser Satzung unwirksam sein, wird die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen davon nicht berührt. Der Verein verpflichtet sich, anstelle der unwirksamen 
Bestimmung eine dieser Bestimmung möglichst nahekommende wirksame Regelung zu treffen. 

 

Letzte Änderung:04.03.2017 


